
   

Schattenhaushalte künftig passé 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hatte im April 2022 beim 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) Klage gegen den Zwei-

ten Nachtragshaushalt 2021 (2. NT 2021) der Ampel einge-

reicht. Diese Klage hatte die rechtliche Überprüfung der 

nachträglichen Umwidmung von Corona-Mitteln in Höhe 

von 60 Milliarden Euro für andere Zwecke und eine Über-

prüfung der neuen Buchungsregeln für Sondervermögen 

zum Ziel. Wir haben beantragt, die Verfassungswidrigkeit 

des 2. Nachtragshaushalts 2021 festzustellen. Das BVerfG 

ist unserer Argumentation in seiner Entscheidung vom 15. 

November 2023 voll umfassend gefolgt.  

Dieses Urteil ist ein Paukenschlag. Noch nie in der Ge-

schichte der Bundesrepublik Deutschland wurde ein Bun-

deshaushalt für nichtig erklärt. Karlsruhe hat damit die 

Selbstbedienungsmentalität der Ampel-Regierung gestoppt 

und die Schuldenbremse nachhaltig gestärkt.  

Die Woche im Bundestag 

Schuldenfinanzierten Sondervermö-

gen, Haushaltstricksereien und einer Aus-

höhlung der Schuldenbremse wurden ein Riegel vorge-

schoben. Damit bricht ein wesentlicher Eckpfeiler der 

Haushalts- und Finanzplanung der Regierung in sich zu-

sammen. Wir erwarten, dass Bundesfinanzminister und 

Bundeskanzler nun einen verfassungskonformen Bun-

deshaushalt vorlegen und den Dauerstreit in der Ampel 

um die Schuldenbremse beenden. Das ist eine Frage der 

politischen Führungsverantwortung für Deutschland.  

„Das Urteil ist eine Katastrophe für die Ampel!  

Die gesamte Haushaltspolitik der Ampel basiert auf 

Verfassungsverstößen. Dem Bundesverfassungsge-

richt ist zu danken, dass es die Schuldenbremse im 

Grundgesetz mit scharfen Konturen ausgestattet hat.“  

Fraktionsvize Mathias Middelberg zum Karlsruher Urteil 
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Mehrere Verbände der Kinder- und Jugendhilfe sind aus 

Protest gegen die Kürzungspläne im Bundeshaushalt 2024 

aus dem vor knapp einem Jahr von Familienministerin Lisa 

Paus gegründeten Bündnis für die junge Generation ausge-

treten.  Dazu erklärt die familienpolitische Sprecherin der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Silvia Breher:  

„Das ist eine Bankrotterklärung für die Arbeit von Bundesju-

gendministerin Lisa Paus. Wieder einmal zeigt sich, dass sie 

für ihr Amt gänzlich ungeeignet ist. Dass zwölf große Ju-

gendverbände aus dem Bündnis für die junge Generation 

austreten, ist ein mehr als deutliches Signal und leider völlig 

verständlich. Die geplanten Kürzungen im Bundeshaushalt 

werden zu gravierenden Einschränkungen in der Kinder- 

und Jugendarbeit dieser Verbände führen. Das haben die 

Verbände in den letzten Wochen sehr deutlich zum Aus-

druck gebracht. Frau Paus ignoriert die Stimmen und die 

Interessen der jungen Generation.  

Die Kürzungen im Bundeshaushalt in einem hohen dreistel-

ligen Millionenbereich im Kinder- und Jugendplan, bei den 

Freiwilligendiensten, bei der frühkindliche Bildung und den 

Jugendferienstätten sind ein schwerer Fehler. Die Gründung 

eines Bündnisses für die junge Generation war wieder ein-

mal eine große Ankündigung von Frau Paus, der keine Taten 

gefolgt sind. Frau Paus muss jetzt endlich ihre Ärmel hoch-

krempeln und mit der Arbeit für unsere Kinder- und Jugend-

lichen beginnen, wie es von einer Bundesjugendministerin 

zu erwarten ist.“  

Paus Bündnis für die junge Generation ist gescheitert 

Steuerliche Ampel-Irrlichter 

Zum in dieser Woche im Deutschen Bundestag durch die 

Ampel beschlossenen Wachstumschancengesetz erklärt 

der zuständige Berichterstatter Fritz Güntzler:   

„Das Wachstumschancengesetz wird seinem Namen nicht 

gerecht. Generell sind die Einzelmaßnahmen viel zu unspe-

zifisch, subventionstreibend oder nicht zu Ende gedacht. 

Der vermeintliche Impuls steht außer Verhältnis zu den 

Steuerausfällen.  

Einige Maßnahmen verschlechtern die wirtschaftlichen Be-

dingungen des Standorts Deutschland sogar. Indem die 

Ampel über internationale Standards bei der steuerlichen 

Beurteilung von grenzüberschreitenden Finanzierungsbe-

ziehungen hinausgeht und inländische Konzernumstruktu-

rierungen unnötig erschwert, wird der Holding-Standort 

noch unattraktiver.“  
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In dieser Woche hat der Deutsche Bundestag in abschlie-

ßender Lesung das Wachstumschancengesetz beraten. 

Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 

Kommunalpolitik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,  

Dr. André Berghegger:  

„Im Prinzip ist es richtig und zielführend, deutschen Unter-

nehmen Wachstumschancen zu eröffnen und damit nicht 

nur ihre Liquidität, sondern auch ihr Investitionspotenzial zu 

stärken. Das geht aber zulasten der Kommunen und gefähr-

det letztendlich auch die Wachstumschancen der Unterneh-

men, wenn die Kommunen nicht mehr ausreichende Mittel 

zum Erhalt der öffentlichen Infrastruktur haben. 

Mit den Folgen des Wachstumschancengesetzes belastet 

die Ampel-Koalition die Kommunen jährlich mit rund 1,9 

Milliarden Euro. Dadurch steigen die zusätzlichen kommu-

nalen Belastungen durch Gesetze der Ampel auf 6,5 Milliar-

den Euro pro Jahr allein in der laufenden Wahlperiode. 

Mögliche Mehreinnahmen aus möglicherweise konjunktur-

bedingt steigenden Steuereinnahmen können das nicht 

kompensieren. 

Mit den Folgen des Wachstumschancengesetzes wird die 

Ampelkoalition sehenden Auges die ohnehin angespannte 

Finanzsituation der Kommunen weiter belasten und das zu 

erwartende Defizit erhöhen. Die Folge werden weiter sin-

kende Kommunalinvestitionen und steigende Hebesätze 

auch bei der Gewerbesteuer sein. Beides wird die Wachs-

tumschancen abwürgen bevor sie wirklich entstehen.“ 

Bundesregierung erhöht Defizit der Kommunen 

Özdemir fremdelt mit moderner Landwirtschaft 

Vertreter der CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben in die-

ser Woche die AGRITECHNICA, eine der weltweit größten 

Landtechnikmessen, in Hannover besucht. Dazu erklärt 

der agrarpolitische Sprecher, Albert Stegemann:  

„Landwirtschaftsminister Özdemir verschläft die digitale 

Transformation in der Landwirtschaft. Er fremdelt deutlich 

mit moderner Landtechnik und Digitalisierung. Diese sind 

aber unerlässlich für eine ressourceneffiziente Landwirt-

schaft. Nur so können die Landwirte wettbewerbsfähig blei-

ben. Von den digitalpolitischen Einzelvorhaben der Bundes-

regierung im Bereich Ernährung und Landwirtschaft wurde 

auch nach zwei Jahren noch kein einziges umgesetzt.“   
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schaftlern wurde der Zeitpunkt 2038 als Ergebnis der soge-

nannten Kohlekommission vereinbart – ein beispielhaft brei-

ter gesellschaftlicher Konsens. Die Regionen in Ostdeutsch-

land haben sich entsprechend zu dem geplanten Ausstieg bis 

2038 bekannt. Die aktuell von der Bundesregierung begonne-

ne Debatte um einen noch früheren Ausstiegszeitpunkt leh-

nen wir deshalb ab. Diese Diskussion konterkariert die Gestal-

tung des Strukturwandels in den ostdeutschen Kohleregio-

nen. Es verkennt die wasserwirtschaftlichen Folgen des 

Braunkohleausstiegs für Ostdeutschland vollständig und blen-

det Fragen der Energieversorgungssicherheit aus. Zudem wird 

dadurch der politische und gesellschaftliche Konsens zum 

Kohleausstieg in den Regionen und mit den Regionen insge-

samt gefährdet.  

Wiederaufbau der Ukraine fördern – Gewährleistungsrah-

men des Bundes nutzen. Der russische Angriffskrieg gegen 

die Ukraine hat auch die Wirtschaft des Landes schwer ge-

troffen. Dies betrifft auch die Landwirtschaft der Ukraine, die 

oftmals als die Kornkammer Europas bezeichnet wird und die 

auch für die Versorgung vieler Menschen im Globalen Süden 

von enormer Bedeutung ist. Bereits heute sollten wir die 

Landwirtschaft in der Ukraine dabei unterstützen, die Folgen 

des Krieges zu überwinden. Mit unserem Antrag – den wir in 

dieser Woche abschließend beraten haben – fordern wir, dass 

Deutschland hierbei eine führende Rolle übernimmt. Der An-

trag zeigt auf, wie privatwirtschaftliche Investitionen mit Fo-

kus auf den Agrarsektor in der Ukraine mit Unterstützung des 

Bundes gefördert werden können: Durch die Öffnung des 

Gewährleistungsrahmens des Bundes für Geschäfte der Deut-

sche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft (DEG). Die 

DEG, die sich als Tochter der KfW-Entwicklungsbank in staatli-

cher Hand befindet, kann die Schaffung des Rahmens für die 

notwendigen Investitionen in die Wirtschaft der Ukraine un-

terstützen. Mit unserem Antrag zeigen wir auf, wie wir den 

Die Woche im Plenum  

1. Weitere Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Rückzug der Bundesregierung aus der internationalen Zu-

sammenarbeit in Wissenschaft und Forschung stoppen – 

Deutsche Vermittlerorganisationen stärken. Die Regierungs-

koalition hat im Koalitionsvertrag ein Versprechen abgegeben: 

„Wir werden die institutionelle Förderung von Deutschem 

Akademischen Austauschdienst (DAAD) und Alexander von 

Humboldt-Stiftung (AvH) analog zum Pakt für Forschung und 

Innovation erhöhen." (S. 19). In unserem Antrag stellen wir 

fest: Das Gegenteil ist der Fall. Die Regierungskoalition kürzt 

bei den beiden weltweit anerkannten deutschen Vermittleror-

ganisationen. Die AvH hat bereits öffentlich angekündigt, Kon-

sequenzen für ihr Fördergeschäft ziehen zu müssen. So müsse 

u.a. das prestigeträchtige Bundeskanzler-Stipendium für 

Nachwuchsführungskräfte eingestellt werden. Diese Prioritä-

tensetzung der aktuellen Bundesregierung ist aus unserer 

Sicht falsch. Sie schwächt Deutschland dabei, internationale 

Partnerschaften zur Lösung von großen globalen Herausforde-

rungen wie z.B. den Klimawandel zu vertiefen. Es gilt, die in-

ternationale Zusammenarbeit in Wissenschaft und Forschung 

strategisch auszubauen und die herausragend wichtige Arbeit 

der AvH und des DAAD entsprechend zu stärken. Parallel dazu 

debattierten wir den Antrag der Ampelfraktionen Eine inte-

ressens- und wertegeleitete Internationalisierung von Wis-

senschaft und Hochschulbildung. 

Fairen Strukturwandel in den ostdeutschen Kohleregionen 

ermöglichen – Verunsicherungen beenden. Mit dem Struk-

turstärkungsgesetz wurde im Jahr 2020 der Rahmen für die 

Gestaltung und finanzielle Absicherung des Strukturwandels 

in den vom Kohleausstieg betroffenen Regionen bis 2038 ge-

setzt. Durch eine vorherige sorgfältig austarierte Einigung 

zwischen Wirtschaft, Politik, Klimaschützern und Wissen-
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konferenz im Mai getroffen. Es ist vollkommen unverständ-

lich, warum die Koalition bis jetzt gebraucht hat, um diesen 

simplen Gesetzentwurf abzuschließen. Nicht nachvollziehbar 

ist zudem, warum die Koalition unseren Entwurf ausgebremst 

hat, um ihren eigenen weitgehend gleichlautenden Entwurf 

einzubringen. 

Digitalstrategie zur Chefsache machen. Der Digital-Gipfel der 

Bundesregierung findet am 20./21. November 2023 in Jena 

statt. Aus Anlass des Gipfels ziehen wir eine Zwischenbilanz 

nach zwei Jahren Ampel-Digitalpolitik. Als Ergebnis stellen wir 

in unserem Antrag fest: Deutschland verschläft unter der Am-

pel die Digitalisierung. Die Bundesregierung ruht sich aus-

schließlich auf den Fortschritten der vorherigen, CDU/CSU-

geführten Bundesregierung aus. Eigene Projekte: Fehlanzeige. 

Fortgesetzt von den Projekten der Vorgängerregierung wird 

dagegen in Ansätzen etwa die Breitbandförderung – leider 

nur eingeschränkt mit Antragsstopp im Jahr 2022 und einem 

sehr späten Start kurz vor Ostern im Jahr 2023. Ob und wie 

die digitale Bildung, welche die CDU/CSU-geführte Bundesre-

gierung u.a. mit dem Digitalpakt Schule vorangetrieben hatte, 

durch die Ampel fortgesetzt wird, ist bis heute offen. Auch im 

OZG-Prozess – der flächendeckenden Digitalisierung von Ver-

waltungsleistungen – hat die Bundesregierung Tempo und 

Verbindlichkeit herausgenommen und die Mittel reduziert. 

Die von der Vorgängerregierung auf den Weg gebrachte Re-

gistermodernisierung wird seit zwei Jahren aufgehalten. 

Arbeitende Mitte stärken – Steuerbelastung senken. Mit 

unserem Antrag, den wir in 1. Lesung beraten haben, fordern 

wir: Die Arbeitende Mitte muss durch Senkung der Steuerbe-

lastung gestärkt werden. Hierzu fordern wir die Bundesregie-

rung auf, den Grundfreibetrag und den Kinderfreibetrag für 

das sächliche Existenzminimum um 12 Prozent anzuheben 

und das Kindergeld für 2024 entsprechend anzuheben und 

die bis 2022 bestehende Stufung für kinderreiche Familien ab 

Wiederaufbau der Ukraine und damit gleichzeitig die weltwei-

te Lebensmittelversorgung unterstützen können. Parallel brin-

gen wir zudem unseren Antrag Unterstützung für die Ukraine 

konsequent fortsetzen – Lieferung des TAURUS-Marschflug-

körper entscheiden ein. Darin fordern wir die Bundesregie-

rung auf, endlich die TAURUS-Marschflugkörper an die Ukrai-

ne zu liefern. 

In abschließender 2./3. Lesung befassten wir uns mit unserem 

Entwurf für ein Gesetz zur Einstufung Georgiens und der Re-

publik Moldau als sichere Herkunftsstaaten. Die Zahl der 

Asylanträge in Deutschland ist in den letzten Jahren und ins-

besondere in den letzten Monaten deutlich angestiegen. Im 

Jahr 2022 wurden insgesamt 244.132 Anträge gestellt. Seit 

Mitte 2022 hat sich diese Entwicklung noch einmal stark be-

schleunigt. Darunter sind immer noch viele Asylanträge, die 

von vornherein sehr geringe Erfolgsaussichten haben. Die 

Voraussetzungen für die Gewährung von Asyl, Flüchtlings-

schutz oder subsidiärem Schutz liegen insbesondere bei An-

tragstellern aus Georgien und der Republik Moldau nur in 

wenigen Einzelfällen vor. Im Zeitraum von Januar 2021 bis 

Mai 2023 war dies nur in 24 von 14.180 entschiedenen Asyl-

verfahren (0,17 Prozent) von georgischen Staatsangehörigen 

und nur in sechs von 11.498 entschiedenen Asylverfahren 

(0,05 Prozent) von moldawischen Staatsangehörigen der Fall. 

Durch die zahlreichen aus nicht asylrelevanten Motiven ge-

stellten Asylanträge werden Bund, Länder und Kommunen 

mit erheblichen Kosten für die Durchführung der Verfahren 

sowie für die Versorgung der in Deutschland aufhältigen Asyl-

suchenden belastet. Dies geht im Ergebnis zu Lasten der tat-

sächlich schutzbedürftigen Asylsuchenden, da für sie weniger 

Kapazitäten zur Verfügung stehen. Wir wollen Georgien und 

Moldau deshalb als sichere Herkunftsstaaten einstufen. Die 

politische Entscheidung seitens der Bundesregierung für eine 

solche Einstufung wurde bereits auf der Ministerpräsidenten-
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desregierung und die Koalition eigentlich selbstverständlich 

sein müssten. 

Generalverdacht gegen den öffentlichen Dienst verhindern – 

Prävention gegen Extremismus stärken, Disziplinarverfahren 

im bestehenden System beschleunigen. An der Integrität 

unserer Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten gibt es kei-

ne ernsthaften Zweifel. Alle Untersuchungen und Lageberich-

te der letzten Jahre zeigen übereinstimmend, dass unsere 

Staatsdienerinnen und -diener bis auf sehr wenige Ausnah-

men fest auf dem Boden des Grundgesetzes stehen. Unter 

Demokraten sollte aber Einigkeit herrschen: Jeder extremisti-

sche Einzelfall ist einer zu viel. Menschen mit extremistischen 

und verfassungsfeindlichen Ansichten und Handlungen haben 

im Staatsdienst nichts verloren. Wer hoheitlich tätig wird, 

darf dies ausschließlich in dem vom Grundgesetz vorgegebe-

nen und durch Recht und Gesetz ausgestalteten Rahmen tun. 

Mit unserem Antrag – den wir in dieser Woche abschließend 

beraten haben – verfolgen wir deshalb das Ziel, Feinde unse-

rer freiheitlich-demokratischen Grundordnung schneller aus 

dem öffentlichen Dienst zu entfernen und möglichen Tenden-

zen bereits im Vorfeld konsequent entgegenzuwirken. Parallel 

dazu debattierten wir den Entwurf der Bundesregierung für 

ein Gesetz zur Beschleunigung der Disziplinarverfahren in 

der Bundesverwaltung und zur Änderung weiterer dienst-

rechtlicher Vorschriften. Die im Gesetzentwurf vorgesehene 

Regelung führt dazu, dass mit einer Abschaffung der Diszipli-

narklage Bundesbeamtinnen und -beamte zunächst der Ent-

scheidung der Dienstbehörde ausgesetzt wären und sich nur 

durch eine Klage gegen ihre Behörde im Dienstverhältnis hal-

ten können. Diesen Entwurf lehnen wir ab. Er wird von den 

Beamtengewerkschaften als nicht geeignet kritisiert und ist 

Ausdruck des Misstrauens gegen unsere Beamtinnen und 

Beamten. Der Bund ginge mit dem Gesetzentwurf einen Son-

derweg mit ungewissem Ausgang und würde damit den ver-

dem dritten und vierten Kind wiedereinzuführen.  

Finanzierung der Betreuungsvereine und der Betreuer si-

cherstellen – Strukturen erhalten. Die Betreuervergütung ist 

nach einer Erhöhung im Jahr 2019 unverändert geblieben; 

seither haben sich die Kosten für Organisation, Fahrtkosten, 

Tarifsteigerungen und Energiekosten stark erhöht. Mit unse-

rem Antrag – den wir in dieser Woche abschließend beraten 

haben – fordern wir die Bundesregierung deshalb auf, sub-

stanzielle Verbesserungen für die Betreuer zu erreichen. Die 

öffentliche Anhörung zu unserem Vorschlag – unter Beteili-

gung zahlreicher Experten – hat ergeben, dass die Finanzie-

rungssituation der Betreuungsvereine und freien Betreuer 

prekär ist. Parallel dazu debattierten wir den Entwurf der Bun-

desregierung für ein Gesetz zur Regelung einer Inflationsaus-

gleichs-Sonderzahlung für berufliche Betreuer, Betreuungs-

vereine und ehrenamtliche Betreuer und zur Änderung des 

Betreuungsorganisationsgesetzes. 

Arzneimittelversorgung sicherstellen – Versorgungssicher-

heit gewährleisten. In unserem Antrag – den wir in dieser 

Woche erstmalig beraten haben – werden angesichts der sich 

verstetigenden Medikamentenengpässe zahlreiche Maßnah-

men gefordert, um die Rahmenbedingungen für Arzneimittel-

hersteller zu verbessern. Auch soll der Pharmadialog als Dia-

logformat wiederbelebt werden. Zugleich sollen die Vor-Ort-

Apotheken eine stärkere Stellung erhalten, um die Abgabe 

von Arzneimittel besser bewerkstelligen zu können. Insbeson-

dere auf Kinderarzneimittel legen wir unserem Antrag einen 

Fokus. Wir fordern eine ausgewogene Mischung von Maßnah-

men, die zur Bewältigung von Lieferengpässen und Versor-

gungsmängeln bei Arzneimitteln beitragen. Wir greifen zudem 

viele Punkte auf, die auch von der Ministerpräsidentenkonfe-

renz am 6. November im Beschluss „Sicherstellung der Arznei-

mittelversorgung“ gefordert wurden und damit für die Bun-
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Teilnahme an Veranstaltungen auf die Vertragsfreiheit und 

das Hausrecht des jeweiligen Eigentümers oder Besitzers so-

wie das Recht juristischer Personen, ihre Angelegenheiten 

durch Satzung zu regeln, verwiesen. Das Gesetz trifft keine 

Bestimmungen in Bezug auf medizinische Maßnahmen zur 

Angleichung der Geschlechtsmerkmale. Hier gelten weiterhin 

die einschlägigen medizinischen Regelungen und Leitlinien. 

Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitio-

nen (Zukunftsfinanzierungsgesetz). Mit dem Gesetzentwurf 

will die Bundesregierung die Zukunftsfähigkeit des Finanz-

standorts Deutschland sichern und die steuerlichen Rahmen-

bedingungen für die Aktie als Vermögensanlage verbessern. 

Dies betrifft insbesondere die Mitarbeiterkapitalbeteiligung, 

den persönlichen Vermögensaufbau und damit auch die Al-

tersvorsorge. Start-ups, Wachstumsunternehmen sowie klei-

nen und mittleren Unternehmen (KMU) soll der Zugang zum 

Kapitalmarkt erleichtert und zugleich Investitionen in erneu-

erbare Energien gefördert werden. Dazu sollen Regelungen 

im Finanzmarktrecht, Gesellschaftsrecht und Steuerrecht wei-

terentwickelt werden. Wir schlagen mir unseren Anträgen 

zahlreiche Verbesserungen vor. 

Gesetz für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der 

Wärmenetze. Ziel des Vorschlags der Bundesregierung ist, die 

Grundlagen für eine flächendeckende Wärmeplanung in 

Deutschland zu schaffen und die Treibhausgasneutralität der 

Wärmeversorgung weiter voranzutreiben. Nach dem Gesetz-

entwurf sind die Länder verpflichtet, sicherzustellen, dass bis 

zum 30. Juni 2026 für Großstädte und bis zum 30. Juni 2028 

für Gemeinden mit weniger als 100.000 Einwohnern Wärme-

pläne erstellt werden. Ein weiteres Ziel des Gesetzes ist es, bis 

2030 die Hälfte der leitungsgebundenen Wärme klimaneutral 

zu erzeugen und bis 2030 und 2040 Wärmenetze mit einem 

Anteil von 30 bzw. 80 Prozent aus erneuerbaren Energien 

fassungs- und dienstrechtlichen Konsens in Bund und Ländern 

brechen.    

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

Gesetz über die Selbstbestimmung in Bezug auf den Ge-

schlechtseintrag. Mit diesem Gesetz will die Ampel das Trans-

sexuellengesetz in Deutschland ersetzen. Nach dem Gesetz-

entwurf soll transsexuellen, intergeschlechtlichen und nichtbi-

nären Menschen ermöglicht werden, ihren Geschlechtsein-

trag und Vornamen ohne Gutachten oder Beratung und ge-

richtliche Entscheidungen zu ändern. Die Änderungen sollen 

beim Standesamt mit einer „Erklärung mit Eigenversicherung“ 

möglich sein. Laut Gesetzentwurf kann nach einem Jahr er-

neut eine Erklärung zur Änderung des Geschlechtsantrages 

und des Vornamens abgegeben werden. Für Minderjährige 

sollen grundsätzlich die gleichen Regeln gelten. Kinder bis 14 

Jahre sollen durch bloße Erklärung ihrer Eltern den Ge-

schlechtseintrag ändern können. Jugendliche ab 14 Jahren 

sollen eine Änderung selbst erklären können. Die Erklärung 

bedarf der Zustimmung der Sorgeberechtigten. Stimmen die 

Eltern als gesetzliche Vertreter nicht zu, so ersetzt das Famili-

engericht die Zustimmung, wenn die Änderung des Ge-

schlechtseintrags und der Vornamen dem Kindeswohl nicht 

widerspricht. Können sich die Eltern nicht einigen, kann das 

Familiengericht auf Antrag eines Elternteils diesem die alleini-

ge Entscheidung übertragen. Maßstab ist das Kindeswohl. Das 

Gesetz verbietet mit dem Offenbarungsverbot zudem die 

Offenlegung früherer Geschlechtseinträge oder Namen gegen 

den Willen der betroffenen Menschen. Bei Verstößen gegen 

das Offenbarungsverbot, bei denen eine schädigende Absicht 

gegen die betroffene Person vorliegt, können Bußgelder bis zu 

10.000 Euro verhängt werden. Enge Verwandte sind vom 

Offenbarungsverbot ausgenommen. Mit dem Gesetzentwurf 

wird für den Zugang zu Einrichtungen und Räumen sowie zur 
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Personen mit Migrationshintergrund werden berücksichtigt. 

Der Zwang zur Namensänderung nach einer Erwachsenen-

adoption wird aufgehoben. Insbesondere die Einführung von 

echten Doppelnamen für beide Ehepartner entspricht den 

Erwartungen der Menschen an das Namensrecht. Kritisch zu 

sehen ist hingegen die Aufhebung des Zwangs zur Namensän-

derung bei Erwachsenenadoptionen, da dies eine 

"Rosinenpickerei" bei diesem Rechtsinstitut begünstigt. 

In dieser Woche haben wir zudem in abschließender 2./3. 

Lesung zwei Entwürfe der Bundesregierung zum Nachrichten-

dienstrecht beraten: Das Gesetz zum ersten Teil der Reform 

des Nachrichtendienstrechts sowie das Gesetz zur Änderung 

des BND-Gesetzes. Das Nachrichtendienstrecht ist nach einer 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts an einigen Stel-

len anzupassen. Mit Beschluss vom 28. September 2022 hat 

das Bundesverfassungsgericht die Übermittlungsvorschriften 

– also die Regelungen zum Informationsaustausch zwischen 

den Nachrichtendiensten und der Polizei – in Staatsschutzan-

gelegenheiten für teilweise verfassungswidrig erklärt. Daher 

sind die Übermittlungsvorschriften an diese Vorgaben im BND

-Gesetz, im Bundesverfassungsschutzgesetz und im Artikel 10

-Gesetz anzupassen.   

In abschließender 2./3. Lesung befassten wir uns mit dem 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten 

der Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesvertriebenen-

gesetz). Mit der Gesetzesnovelle will die Bundesregierung 

endlich zur bisherigen Aufnahmepraxis von Spätaussiedlern 

zurückkehren. Dabei geht es um die Frage, wie die Zugehörig-

keit zum deutschen Volkstum festgestellt wird, wenn in den 

lokalen Personaldokumenten des Antragstellers eine andere 

(nicht-deutsche) Nationalität oder Volkszugehörigkeit einge-

tragen ist. Viele Personen im postsowjetischen Raum haben 

aus Furcht vor Diskriminierung oder Stigmatisierung eine an-

oder Abwärme zu speisen. Das Gesetz zur Wärmeplanung und 

zur Dekarbonisierung der Wärmenetze kann ein wichtiger 

Beitrag für die erfolgreiche Umsetzung der Wärmewende und 

zur Erreichung von Klimaneutralität bis 2045 werden. Entfal-

tungspotential und gesellschaftliche Akzeptanz der Wärme-

wende hängen maßgeblich davon ab, dass das Gesetz nicht 

nur gut gedacht, sondern vor allem gut gemacht ist. Nach dem 

Fiasko bei der GEG-Novelle hat die Ampel-Regierung aller-

dings immer noch nicht verstanden, was das bedeutet: Ein 

inhaltlich tragfähiges, handwerklich solides und bei Men-

schen, Kommunen und Wirtschaft akzeptiertes Gesetz vorzu-

legen. Für das Wärmeplanungsgesetz bedeutet dies konkret, 

dass Chancengleichheit, Versorgungsvielfalt, Versorgungssi-

cherheit und Bezahlbarkeit gewährleistet sein müssen. Das ist 

im vorgelegten Entwurf nicht der Fall – es wurden falsche 

strategische Entscheidungen getroffen, handwerkliche Fehler 

bei der Gesetzgebung gemacht und die Kritik von Sachver-

ständigen ignoriert. Mit diesem Gesetzentwurf wird die Am-

pel daher nicht nur weiteres Vertrauen verspielen, sondern 

auch den Klimaschutz nicht voranbringen. 

Gesetz zur Änderung des Ehenamens- und Geburtsnamens-

rechts. Das geltende Namensrecht in der Bundesrepublik 

Deutschland ist – gerade im internationalen Vergleich – sehr 

restriktiv und wird aufgrund der vielfältigen Lebenswirklich-

keit der Gegenwart den Bedürfnissen von Familien nicht mehr 

gerecht. Der Entwurf der Bundesregierung – den wir im 

Grundsatz befürworten – sieht u.a. folgendes vor: Die na-

mensrechtlichen Möglichkeiten bei der Geburtsnamens- und 

Ehenamensbestimmung werden durch die Möglichkeit der 

Bildung von Doppelnamen für Kinder und Ehegatten erwei-

tert. Die namensrechtlichen Traditionen der in Deutschland 

anerkannten nationalen Minderheiten und im Hinblick auf 

geschlechtsangepasste Formen des Familiennamens auch von 
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gesetz). Mit dem Gesetzentwurf soll ein Anliegen aus dem 

Koalitionsvertrag aufgegriffen werden ("Wir machen Strafpro-

zesse noch effektiver, schneller, moderner und praxistaugli-

cher, ohne die Rechte der Beschuldigten und deren Verteidi-

gung zu beschneiden. Vernehmungen und Hauptverhandlung 

müssen in Bild und Ton aufgezeichnet werden.", S. 106). Es 

soll eine gesetzliche Grundlage für eine digitale Inhaltsdoku-

mentation der erstinstanzlichen Hauptverhandlungen vor den 

Landgerichten und Oberlandesgerichten geschaffen und aus-

gestaltet werden. Wir lehnen den Gesetzentwurf ab. Er wird 

auch von der Justiz ganz überwiegend kritisiert. So weist der 

deutsche Richterbund richtigerweise darauf hin: "Auch im 

Gewand eines „Optionsmodells“ führt eine Videoaufzeich-

nung des Strafprozesses zu einer erheblichen Mehrbelastung 

der Justiz, verstößt gegen die Persönlichkeitsrechte der Ver-

fahrensbeteiligten, droht im Einzelfall die Wahrheitsfindung 

im Strafprozess zu beeinträchtigen und den Opferschutz mas-

siv zu schwächen. Eine optionale audiovisuelle Dokumentati-

on ist daher nur eine Scheinlösung, die einen „Video-

Dokumentations-Flickenteppich“ in der Strafjustiz befürchten 

lässt.“  

dere als die deutsche Volkszugehörigkeit eintragen lassen, 

obwohl sie sich dem deutschen Volkstum zugehörig fühlten 

und fühlen. Durch ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 

von 2021 wurden an die Nachweisführung zur Widerlegung 

der Eintragung in den Personaldokumenten erhöhte Anforde-

rungen gestellt (sog. Gegenbekenntnis). Dies hatte zu Ableh-

nungsbescheiden des BVA geführt. Es ist gut, dass die Ampel-

Regierung mit dem Entwurf endlich unseren intensiv vorgetra-

genen Forderungen nachgibt und zur bisherigen Anerken-

nungspraxis zurückkehrt. 

Verordnung zur Verlängerung der Energiepreisbremsen 

(Preisbremsenverlängerungsverordnung). Die Bundesregie-

rung hat beschlossen, mit diesem Verordnungsentwurf den 

zeitlichen Anwendungsbereich der Energiepreisbremsen bis 

zum 30. April 2024 zu verlängern. Die Verlängerung bedarf 

der Zustimmung des Bundestages. Im Dezember 2022 haben 

wir der Einführung der Preisbremsen nicht zugestimmt. Wir 

haben sowohl die Komplexität als auch die vergessene Unter-

stützung für Pellet- und Ölheizungen kritisiert. Zwar wurde 

mittlerweile mehrfach bei den Preisbremsen nachgesteuert. 

Sie bleiben trotzdem sehr komplex, betrugsanfällig und de-

cken nicht alle Haushalte ab. Nun will die Ampelkoalition die 

Energiepreisbremsen verlängern und so Entlastungen ins 

Schaufenster stellen. Sie erhöht aber im selben Winter die 

Energiekosten durch die vorzeitige Rückkehr zur erhöhten 

Mehrwertsteuer auf Gaslieferungen. Bei vielen Verbrauchern 

wird die Bremse wohl nicht greifen, die höhere Mehrwert-

steuer aber ganz sicher. Unterm Strich ist das damit mehr 

Preiserhöhung als Preisbremse. Das ganze Vorgehen ist damit 

nicht nur völlig widersprüchlich, sondern auch ein Etiketten-

schwindel. Mitten in einer Heizperiode sorgt die Ampel so 

statt für Verlässlichkeit für neue Verunsicherung. 

Gesetz zur digitalen Dokumentation der strafgerichtlichen 

Hauptverhandlung (Hauptverhandlungsdokumentations-
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